
Das Minsker Abkommen II von 2015 

06.07.23           1 / 3 

Bereits kurz nach der Unterzeichnung der Vereinbarung traten russlandtreue Kämpfer 
sowie russische Truppen[4] zum Sturm auf Debalzewe an und eroberten den Ort  
drei Tage nach der offiziell verkündeten Waffenruhe, womit das Abkommen bereits 
gebrochen war. Im weiteren Verlauf schwelte der Konflikt mit wechselnder Intensität weiter. Im 
Juni griffen die regierungsfeindlichen Truppen den Ort Marjinka westlich von Donezk an, im 
August 2015 kam es im Frontabschnitt von Mariupol zu einem schweren Angriff 
 
Am 21. Februar 2022 erklärte Präsident Putin, dass es für das Minsker Abkommen keine 
Aussichten mehr gebe.[8] Am selben Tag verkündete und unterzeichnete Präsident Putin die 
Anerkennung der selbstproklamierten und international nicht anerkannten Volksrepublik 
Lugansk und der Volksrepublik Donezk als eigenständige Staaten und ordnete eine Entsendung 
von Truppen in die von Separatisten kontrollierten Gebiete an.[9][10] Damit war das einzige von 
allen Seiten unterzeichnete Dokument zur Beilegung des Konfliktes hinfällig. 
 
Laut der Badischen Zeitung sah Putin einen Hauptgrund für die lange Verhandlungsdauer darin, 
dass Poroschenko nicht direkt mit den Machthabern der Rebellengebiete sprechen 
wollte.[21] Hollande zufolge war der Grund hingegen, dass Putin eine Einigung 
hinauszögern wollte, um seinen Truppen genug Zeit zu geben, die ukrainische Armee zu 
umzingeln und neue Positionen einzunehmen.[20] Zum Verhandlungszeitpunkt waren 5000 
ukrainische Soldaten in Debalzewe eingekesselt.[19] In seinen Memoiren schreibt Hollande, 
dass Putin den Waffenstillstand um drei Wochen hinauszögern wollte, Merkel und er 
selbst ihn jedoch auf wenige Tage herunterhandelten. Hollande berichtet, dass Putin 
mehrmals laut wurde und, an Poroschenko gerichtet, damit drohte, die ukrainischen 
Truppen zu zerschlagen. Damit habe Putin die Anwesenheit russischer Streitkräfte in der 
Ostukraine zugegeben, so Hollande.[20][22] 

 

Nach Ansicht von Hrant Kostanyan vom Centre for European Policy Studies und Stefan 
Meister von der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik untergrub die EU ihre eigene 
Verhandlungsposition, indem sie eine Aufhebung der Sanktionen ohne ein Entgegenkommen 
Russlands in Aussicht gestellt habe. Der Kreml habe deshalb den Eindruck gewonnen, dass 
er die Sanktionen beseitigen könne, ohne seinerseits Zugeständnisse machen zu müssen. 
Äußerungen europäischer Politiker und speziell deutscher Politiker wie Sigmar 
Gabriel und Frank-Walter Steinmeier würden die gemeinsame europäische Linie untergraben.[24] 

 

 

Vertragsauszug 

Das Minsker Abkommen wurde als vorteilhaft für Russland und nachteilig für die Ukraine 
bewertet.[52][24] Stefan Meister von der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik sieht das 
Abkommen als einen Sieg für Präsident Putin, der seine Forderungen durchgesetzt habe, ohne 
dafür Zugeständnisse zu machen.[52] Beide Minsker Vereinbarungen wurden von Präsident 
Poroschenko in einer Notlage unterzeichnet, als die ukrainische Armee in Ilowajsk und später 
in Debalzewe wegen der Offensive prorussischer Truppen vor dem Zusammenbruch 
stand.[53][24] Ukrainische Medien und Politiker misstrauten den russischen Zusagen und wiesen 
darauf hin, dass schon gegen das erste Minsker Abkommen vom September 2014 
verstoßen wurde und kremltreue Truppen nach Unterzeichnung von Minsk I große Gebiete 
einnahmen.[28] 
Kritisch gesehen wird, dass Russland in dem Abkommen nicht offen als Kriegspartei 
genannt wird, obwohl es die „Volksrepubliken“ mit Kämpfern und Kriegsgerät 
versorgt.[54] Politikwissenschaftler Fjodor Lukjanow betrachtet es als einen Triumph für Präsident 
Putin, dass er in dem Abkommen eine Formulierung durchsetzen konnte, die Russlands Rolle als 
Kriegspartei außen vor lässt.[55] Dies ermögliche der russischen Führung ihre Rolle als 
Kriegsbeteiligter zu bestreiten.[56] Zum Beispiel lehnte die russische Regierung einen in 
Minsk-II vorgeschriebenen Gefangenenaustausch mit der Begründung ab, Russland sei 
keine Konfliktpartei und deshalb nicht an die Minsker Vereinbarungen gebunden.[57] Die 
Parlamentarische Versammlung der OSZE betont allerdings, dass das Minsker Abkommen auch 
die Freilassung der Personen vorsieht, welche auf ukrainischem Boden entführt und illegal in 
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Russland festgehalten werden, was unter anderem auch die Kampfpilotin Nadija 
Sawtschenko und den Filmemacher Oleh Senzow mit einschließt.[58] 
Der Historiker Juri Felschtinski analysierte: „Die Minsker Verträge sind für Putin eine 
militärische List zur Umgruppierung der Streitkräfte und zum Überdenken der Situation. 
Sie sind so zusammengestellt, dass Russland zu nichts verpflichtet wird. Sämtliche 
Verpflichtungen übernehmen die „Separatisten“ oder Kiew, und sogar Europa – aber nicht 
Russland. Die Interpretation der Verträge ist beliebig – von jeder der beteiligten Seiten. Es ist 
absolut unmöglich herauszubekommen, wer gegen was verstoßen hat, die „Separatisten“ tragen 
keine Verantwortung, vor niemandem.“[59] 

Abzug aller ausländischen bewaffneten Einheiten und von [deren] Militärtechnik, ebenso 
von Söldnern, vom Territorium der Ukraine unter Beobachtung durch die OSZE. 
Entwaffnung aller illegalen Gruppierungen.                                       (der grünen Männchen) 

Durchführung einer Verfassungsreform in der Ukraine und Inkrafttreten einer neuen 
Verfassung bis Ende 2015. [Diese Verfassung muss] als Schlüsselelement eine 
Dezentralisierung (unter Berücksichtigung der Besonderheiten einzelner Gebiete der Oblaste 
Donezk und Lugansk) aufweisen, die mit den Vertretern dieser Gebiete abgestimmt ist, ebenso 
die Verabschiedung eines ständigen Gesetzes über den besonderen Status einzelner Gebiete 
der Oblaste Donezk und Lugansk in Entsprechung mit Maßnahmen, die in den Anmerkungen 
aufgeführt sind¹, bis zum Ende des Jahres 2015. 

Recht auf sprachliche Selbstbestimmung; 

Beteiligung der Organe der lokalen Selbstverwaltung an der Ernennung der Leiter der 
Staatsanwaltschaften und Gerichte in bestimmten Gebieten der Regionen Donezk und Luhansk; 

Möglichkeit für die zentralen Regierungsbehörden, mit den Organen der lokalen Selbstverwaltung 
Vereinbarungen über die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung bestimmter Gebiete 
der Regionen Donezk und Luhansk zu treffen; 

Der Staat unterstützt die soziale und wirtschaftliche Entwicklung bestimmter Gebiete in den 
Regionen Donezk und Luhansk; 

Auf Grundlage des ukrainischen Gesetzes „Über die zeitweilige Ordnung der lokalen 
Selbstverwaltung in einzelnen Gebieten der Oblaste Donezk und Lugansk“ sind Fragen, welche 
regionale Wahlen betreffen, mit den Vertretern der einzelnen Gebieten der Oblaste Donezk und 
Lugansk im Rahmen der Dreiseitigen Kontaktgruppe zu besprechen. Die Wahlen werden unter 
Einhaltung der entsprechenden OSZE-Standards und unter Beobachtung von Seiten des 
OSZE-Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte durchgeführt. 
Während Russland im Minsker Abkommen nicht als Kriegsbeteiligter genannt wird, werden die 
international nicht anerkannten „Volksrepubliken“ zu Verhandlungspartnern erhoben und damit 
de facto anerkannt.[60][52] Außerdem erhalten sie ein Mitspracherecht bei Änderungen der 
ukrainischen Verfassung.[61] Russland wolle diese Gebiete nutzen, um künftig Einfluss auf die 
Innen- und Außenpolitik der Ukraine zu nehmen.[62] 
Die zeitliche Abfolge der vereinbarten Schritte ist nicht eindeutig.[63] Nach Ansicht der 
Ukraine und von Kommentatoren müssen zuerst die Waffen ruhen und die Ukraine muss 
die Kontrolle über ihre Grenzen zurückerhalten, bevor ein politischer Prozess im Land 
beginnen und Wahlen in den Donezker und Luhansker Oblasten geplant werden können. 
Solange Russland die Gebiete und die dortigen Medien kontrolliert, OSZE- und ODIHR-
Beobachter keinen freien Zugang zu den Regionen haben, ukrainische Parteien und 
vertriebene Personen nicht zur Wahl zugelassen sind und pro-ukrainische Aktivität 
gefährlich ist, können keine freien und fairen Wahlen in den Gebieten durchgeführt 
werden.[64][24]  
 



Das Minsker Abkommen II von 2015 

06.07.23           3 / 3 

Nach russischer Lesart hingegen müssen die nicht-militärischen Punkte erfüllt werden, 
bevor Waffenruhe einkehrt. Konkret fordert die russische Regierung, dass die Ukraine 
Verfassungsänderungen durchführt und den besetzten Gebieten einen Sonderstatus einräumt, 
bevor Russland einen Abzug von Truppen und Kriegsgerät aus den Gebieten in Erwägung 
zieht.[65]  

Der deutsche Botschafter in der Ukraine, Ernst Reichel, sagte in diesem Zusammenhang in 
einem Interview, dass die Ukraine Wahlen im Donbass durchführen könne, noch während dort 
russische Truppen agieren. Als historisches Beispiel nannte der Botschafter Wahlen in der DDR, 
die trotz sowjetischer Besatzung stattgefunden ha 

Die OSZE-Mission zur Überwachung des Waffenstillstands wird von einigen 
Kommentatoren als ungeeignet eingeschätzt. Nur an zwei Grenzübergängen haben die 
Kämpfer der „Volksrepubliken“ den OSZE-Beobachtern bisher Zugang gewährt.[24] Da Russland 
seine Rolle als Kriegspartei bestreitet, dürfen Russen als Beobachter an der OSZE-Mission 
teilnehmen, während Ukrainer hingegen nicht als OSZE-Beobachter agieren dürfen.[67] Russland 
stellt das zweitstärkste Kontingent der OSZE-Mission und hat maßgeblichen Einfluss auf 
Einsatzplanung und Lageberichte. Russland agiere damit sowohl als Kriegspartei als auch als 
Vermittler.[57] 

Mit der Anerkennung der sogenannten Volksrepublik Donezk sowie der Volksrepublik 
Lugansk als selbstständige Staaten durch Russland am 22. Februar 2022 wurde das 
Minsker Abkommen, in den Worten der deutschen Politikwissenschaftlerin Gwendolyn 
Sasse „ad acta gelegt“.[76]  

Mit dem auf Vernichtung zielenden Überfall auf die Ukraine zerschlug die Russische 
Föderation am 24. Februar 2022 alle bisherigen Verhandlungsformate vollständig.[77] 
 


